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Renate Hendricks, MdL, Mitglied im Schulausschuss im Rat der Stadt Bonn

Gieslint Grenz, schulpolitische Sprecherin der SPD Fraktion im Rat der Stadt Bonn 
Die Bonner SPD nimmt Stellung:
Offene Ganztagsschule in Bonn eine Erfolgsgeschichte - die Pläne der Landesregierung dagegen unausgereift und konzeptionslos – sie gefährdenden den Ausbau der OGS und den Ganztagsbetrieb an weiterführenden Schulen.
Beispielhafte Umsetzung des OGS-Konzeptes in Bonn

Bonn hat in den letzten beiden Jahren dem Bedarf an Ganztagsplätzen in der Grundschule mit einem rasanten Ausbau der Offenen Ganztagschule entsprochen. In Bonn existieren bereits 20 Offene Ganztagschulen (OGS) mit 1.630 Schülern. Zum kommenden Schuljahr sollen weitere 20 Schulen an den Start gehen. Bonn hat das Modell OGS sowohl finanziell als auch organisatorisch unterstützt. Bonn hat dabei eine Vorreiterrolle in NRW übernommen. 
Die dem Konzept zugrunde liegende Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe hat sich bewährt und dafür gesorgt, dass die Kinder heute Mitarbeiter unterschiedlicher Professionen in der Ganztagschule vorfinden. Diese arbeiten zum Wohle der Kinder zusammen.

Der Blick auf Kinder hat sich in diesen Schulen verändert. Die Verantwortlichkeit für Kinder ist gestiegen, die Wahrnehmung von Problemen z. B. mit Hausaufgaben hat sich ebenfalls verändert. Gleichzeitig werden vielfältige kulturelle, musische, künstlerische sowie sportliche Angebote für die Kinder in den Ganztag integriert, die dazu führen, dass die Kinder umfassender gefördert werden. Auch die neuen Schulen, die im kommenden Schuljahr 2006 beginnen werden, haben einen auf ihre Situation bezogenes Konzept erarbeitet. Mit dem OGS-Büro ist in Bonn eine Beratungs- und Koordinationsstelle geschaffen worden, die tatkräftige und professionelle Hilfen für Schulen und Träger bei der Umsetzung anbietet.
Pläne der Landesregierung könnten den Ausbau weiterer Ganztagsplätze gefährden

Diese Entwicklung sieht die SPD nun gefährdet. Erste Pläne der Landesregierung lassen vermuten, dass die begonnene Zusammenarbeit mit den Trägern der Jugendhilfe nicht fortgesetzt werden soll. Vielmehr sollen die Ganztagschulen zukünftig ihr Programm überwiegend mit Lehrerstellen umsetzen. Ob damit ein Ausbau der Ganztagschulen für Bonn noch bedarfsgerecht möglich ist, bezweifelt die SPD.
Die Schulen, die sich im kommenden Schuljahr auf den Weg machen wollen, benötigen Klarheit und müssen ihren Eltern sichere Zusagen geben können, dass sie 2006 zur OGS ausgebaut werden. Der eingeleitete weitere Ausbau der OGS darf aus Sicht der SPD Bonn keinesfalls gestoppt werden. Die derzeitigen rechtlichen Regelungen sieht die SPD als bindend an.
Aus dem Umkreis der Landesregierung sind Informationen bekannt geworden, nach denen die Offenen Ganztagsschulen zukünftig ausschließlich über einen Lehrerstellenzuschlag realisiert werden sollen. Dies würde einen Verlust der Professionen der freien Träger und einen gleichzeitigen Anstieg von Lehrerstellen bedeuten. Die SPD fordert das Land auf, die dafür erforderlichen zusätzlichen Lehrer tatsächlich einzustellen und dabei sicherzustellen, dass die bisherigen positiven Konzepte und personellen Beiträge der freien Träger beibehalten und qualitativ weiterentwickelt werden.

Ganztagsangebote in den weiterführenden Schulen 

In Bonn gibt es bislang ein überdurchschnittliches Angebot an Ganztagschulen. Dennoch übersteigt auch hier die Nachfrage das Angebot. Mit dem Übertritt der Kinder, die bisher ein verlässliches Ganztagsangebot an den Bonner Grundschulen vorgefunden haben, auf die weiterführenden Schulen wird dort die Nachfrage zusätzlich steigen.

Die SPD-Politikerinnen Gieslint Grenz und Renate Hendricks sind daher überzeugt, dass der Ausbau der weiterführenden Schulen zu Ganztagschulen ein Gebot der Zeit ist. Nur so kann in Bonn der Ausbau zu einer familienfreundlichen Stadt konsequent fortgeführt werden. Eltern und Kinder benötigen eine Verlässlichkeit und Planungssicherheit. Deshalb müssen zeitnah Angebote in allen Schulformen entstehen. Die Generation der Kinder und Eltern, die heute in der OGS sind, ist dringend auf die Fortsetzung der Ganztagsangebote beim Wechsel in die weiterführenden Schulen angewiesen. Die gesellschaftliche Akzeptanz von Ganztagsangeboten ist gewaltig gewachsen. 

Grenz und Hendricks sehen es als dringend notwendig an, dass verlässliche Ganztagsangebote an allen Schulformen geschaffen werden. Eine Abfrage des Schulamtes der Stadt Bonn an Bonner weiterführenden Schulen hat Klarheit darüber gebracht, welche Ganztagsangebote in Bonn genau existieren und inwieweit sie dem Bedarf entsprechen. Damit sollen Möglichkeiten ausgelotet werden, dass vor dem neuen Anmeldeverfahren an Bonner Schulen rasch Ausweich-Alternativen für Kinder aufgezeigt werden, die auch im nächsten Schuljahr erneut keinen Platz an einer Bonner Gesamtschule bekommen. 

In Bonn gibt es bereits drei Hauptschulen, die als Ganztagsschulen geführt werden. Ganztagsangebote bestehen an fast allen städtischen Hauptschulen. Insbesondere in den unteren Klassen wird der Betreuungsbedarf als vorrangig gewertet. Auch drei Bonner Realschulen bieten bereits Ganztagsangebote an, eine Realschule ist als Ganztagsrealschule ausgelegt. Auch hier bestehen Angebote für die unteren Jahrgänge. Darüber hinaus werden zwei Bonner Gymnasien in Ganztagsform geführt. Fast alle Gymnasien bieten Betreuungsmöglichkeiten am Nachmittag an. Die drei Gesamtschulen sind Ganztagsschulen.
Landesregierung verhindert weiteren Ausbau des Ganztagsangebots in den weiterführenden Schulen 

Die neue Landesregierung unter Ministerpräsident Rüttgers hat für 2005 zusätzlich 24 Mio. Euro für Ganztagsangebote in Grund- und Hauptschulen angekündigt. Davon sollen 16 Millionen für die Hauptschulen zur Verfügung gestellt werden. Bis zum Jahr 2012 sollen in der Hauptschule 50.000 Ganztagsplätze geschaffen werden. Dazu erhalten die Hauptschulen einen 30prozentigen Lehrerzuschlag. Diese Maßnahmen begrüßen die Bonner SPD und die Landtagsabgeordnete Hendricks ausdrücklich. Auch die angekündigten 500 zusätzlichen Lehrer für spezielle Förderangebote an den Hauptschulen sind ein richtiger Schritt, mit dem die von der vorherigen Landesregierung eingeleiteten Maßnahmen zur Verbesserung der Hauptschulen weitergeführt werden.

Allerdings hat die Landesregierung mit ihrem Beschluss, außer in der Hauptschule in den weiterführenden Schulen keine Ganztagschulen zu fördern, eine Politik eingeleitet, die sich gegen Kinder und Eltern wendet. Die Bonner SPD hofft daher, dass sich im Sinne der Bonner Kinder und Eltern die Bonner CDU dafür einsetzt, dass ein bedarfsgerechter Ausbau von Ganztagschulen in Bonn auch zukünftig möglich sein wird.
